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Hintergrund 

Startschuss für die Einbindung der Politik des Gender Mainstreaming in die Arbeit des Europäischen Parlaments 
(EP) war die 1995 angenommene Erklärung und Aktionsplattform von Peking der Vereinten Nationen, die 
mehrere Entschließungen, Berichte, Aktions- und Vorgehenspläne umfasst. Diese Instrumente zielten in 
gleichem Maß darauf ab, die Gleichstellung und Ausgewogenheit der Geschlechter im Rahmen der 
Personalpolitik des EP zu thematisieren und das Gender Mainstreaming in die Politikgestaltung einzuführen. 

Im Nachgang wurden in den Jahren 2003, 2007, 2009, 2011, 2016 und 2019 Entschließungen zum Gender 
Mainstreaming im EP angenommen.  

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter (FEMM) des Europäischen 
Parlaments leistet seit vielen Jahren einen Beitrag zur effektiven Verwirklichung des Gender Mainstreaming in 
der Arbeit des EP. Dieser Beitrag erfolgt sowohl in Form eigener Ausschussberichte als auch durch die 
Förderung des Gender Mainstreaming mittels spezifischer Verfahren im Rahmen der Arbeit der anderen 
Ausschüsse des EP.  

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/744857/IPOL_STU(2023)744857_EN.pdf 

ABRISS 

Diese Studie wurde auf Ersuchen des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der 
Geschlechter (FEMM) von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments in Auftrag gegeben.  
Ziel der Studie ist es, Indikatoren für das Gender Mainstreaming zu entwickeln, anhand derer erfasst werden 
kann, inwieweit die vom FEMM-Ausschuss gemachten Vorschläge und (legislativen) Änderungsanträge in 
die Arbeit der übrigen Ausschüsse des Europäischen Parlaments eingeflossen sind und inwieweit diese 
(legislativen) Änderungsanträge und Vorschläge in die endgültigen Standpunkte des Europäischen 
Parlaments aufgenommen worden sind. Ausgehend von einer direkten Analyse werden die Indikatoren 
zunächst erläutert und dann für einen definierten Zeitraum (Juli 2019 bis Juni 2022) berechnet.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/744857/IPOL_STU(2023)744857_EN.pdf
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Es ist jedoch wichtig, das Gender Mainstreaming im EP systematisch im Bewusstsein zu halten, denn es ist 
festzustellen, dass die Eingaben des FEMM-Ausschusses lediglich sporadisch und auf sehr unterschiedliche 
Weise berücksichtigt werden. Der Ausschuss fand es daher für angebracht, spezielle Indikatoren für das Gender 
Mainstreaming zu entwickeln.  

Ziel und Methodik  

Ziel der Studie ist es, Indikatoren für das Gender-Mainstreaming zu entwickeln, anhand derer erfasst werden 
kann, inwieweit die vom FEMM-Ausschuss gemachten Vorschläge und Änderungsanträge in die Arbeit der 
anderen Ausschüsse und in die endgültigen Standpunkte des Europäischen Parlaments eingeflossen sind. Zu 
diesem Zweck wurden in dieser Studie spezifische Indikatoren entwickelt, um zu beurteilen, inwiefern: 

• die vom FEMM-Ausschuss angenommenen, an die übrigen Ausschüsse des EP gerichteten 
Stellungnahmen ihren Widerhall in den angenommenen Schlussberichten der Ausschüsse gefunden 
haben; 

• die vom FEMM-Ausschuss an die übrigen Ausschüsse des EP gerichteten legislativen 
Änderungsvorschläge ihren Widerhall in den angenommenen Legislativberichten der Ausschüsse 
gefunden haben;  

• die Stellungnahmen und legislativen Änderungsanträge des FEMM-Ausschusses in die Schlussberichte 
des EP eingeflossen sind.  

Ausgehend von der Analyse quantitativer und qualitativer Anhaltspunkte, die sich aus den (legislativen) 
Berichten und Stellungnahmen des EP, des FEMM-Ausschusses und der anderen Ausschüsse ergeben haben, 
sind diese Indikatoren entwickelt worden. Darüber hinaus lieferten diese Quellen Datenmaterial und 
Informationen, die die konkrete Berechnung der Indikatoren veranschaulichen. 

Die vorgeschlagenen Indikatoren dienen dem Zweck, den Grad der Einbeziehung von Stellungnahmen des 
FEMM-Ausschusses (i) in die dem EU-Parlament von den übrigen Ausschüssen des EP vorgelegten Legislativ- 
und NLE-Berichte, und (ii) in die vom EP im Plenum angenommenen Schlussberichte zu erfassen.  

Dies wurde durch eine Analyse der folgenden Kriterien erreicht:  
1. Aktivitäten des FEMM-Ausschusses insgesamt in Bezug auf Stellungnahmen und Änderungsanträge;  

2. Beitrag des FEMM-Ausschusses in Form von Stellungnahmen (Änderungsanträge und Vorschläge, die 
zur Aufnahme in die Berichte anderer Ausschüsse vorgelegt wurden);  

3. endgültige Entschließungen des EP (in die endgültigen Rechtsakte des EP aufgenommene 
Änderungsanträge und Vorschläge des FEMM-Ausschusses). 

Wichtigste Erkenntnisse  

Die Studie liefert eine Reihe von eindeutigen und einfachen Indikatoren. Diese zielen darauf ab, zu erfassen, 
inwiefern die Beiträge des FEMM-Ausschusses in die Arbeit anderer Ausschüsse eingeflossen und in die 
endgültigen Standpunkte des EP bzw. in dessen endgültige Entschließungen aufgenommen worden sind. Dies 
erlaubt es, den Einfluss des FEMM-Ausschusses auf die Entscheidungsprozesse der einzelnen Organe 
hinsichtlich des Gender Mainstreaming zu messen. Die Studie nutzt die Methode der Prozessverfolgung, um 
nachzuverfolgen, in welcher Weise der FEMM-Ausschuss die Entscheidungsfindungsprozesse sowohl in 
anderen Ausschüssen als auch auf der Plenarebene – der Sphäre, in der abschließende Entscheidungen des EP 
getroffen werden – beeinflussen konnte.  

Die beispielhafte Berechnung der zur Anwendung kommenden Indikatoren zeigt, dass der FEMM-Ausschuss 
im Untersuchungszeitraum (1. Juli 2019 bis 30. Juni 2022) 42 Stellungnahmen angenommen hat. Nach den 
Berechnungen der Verfasserinnen bezogen sich die meisten Stellungnahmen des FEMM-Ausschusses auf NLE-
Berichte (32 Stellungnahmen, was 76 % aller FEMM-Stellungnahmen entspricht), während sich 24 % 
(entsprechend zehn Stellungnahmen) auf Legislativberichte bezogen. Der größte Anteil der Stellungnahmen 
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des FEMM-Ausschusses (19 %) richtete sich mit acht verfassten Berichten an den Haushaltsausschuss (BUDG) 
und an den Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) im Rahmen des Gemeinsamen Ausschussverfahrens 
(Artikel 58 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments). Der zweitgrößte Anteil der Stellungnahmen 
des FEMM-Ausschusses (17 %) war mit sieben verfassten Berichten an den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres (LIBE) gerichtet. An den Haushaltskontrollausschuss (CONT) und den Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten (EMPL) richteten sich jeweils sechs Berichte, entsprechend 14 % 
der vom FEMM-Ausschuss angenommenen Stellungnahmen. Im Untersuchungszeitraum (1. Juli 2019 bis 
30. Juni 2022) erhielten die meisten der übrigen Ausschüsse jeweils lediglich eine Stellungnahme vom FEMM-
Ausschuss. Ausnahmen waren der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten (AFET) (drei Stellungnahmen) 
und der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (IMCO) sowie der Ausschuss für Kultur und Bildung 
(CULT), an die jeweils zwei Stellungnahmen gerichtet waren.  

Die vom FEMM-Ausschuss im Rahmen seiner Tätigkeit zum Thema Gender Mainstreaming hauptsächlich 
angesprochenen Themen beinhalteten mit zwölf von insgesamt 42 Stellungnahmen (29 %) Haushalts- und 
Wirtschaftsfragen bzw. monetäre Angelegenheiten. Dies spiegelt die oben genannten Ergebnisse zu den 
Ausschüssen, an die Stellungnahmen des FEMM-Ausschusses gerichtet waren, wider. Weitere Themen waren 
Grundrechte und Demokratie, die Gegenstand von sieben Stellungnahmen des FEMM-Ausschusses (17 %) 
waren; Das Thema Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen war Gegenstand von vier Stellungnahmen (etwa 
10 %); Die Themen Klima, Umwelt, Nachhaltigkeit und Digitalisierung waren Gegenstand von ebenfalls jeweils 
vier Stellungnahmen des FEMM-Ausschusses, was das wachsende und aktuelle Interesse an diesen Themen auf 
der europäischen Agenda verdeutlicht. 

Die Verfasserinnen untersuchten, in welchem Umfang Änderungsanträge und Vorschläge des FEMM-
Ausschusses in den von anderen Ausschüssen im Zeitraum vom 1. Juli 2019 bis zum 30. Juni 2022 
angenommenen endgültigen Legislativberichten Aufnahme gefunden haben. Ihren Berechnungen zufolge 
fanden 24 % der Änderungsanträge (Mitentscheidungsverfahren) und Vorschläge (Zustimmungsverfahren) 
des FEMM-Ausschusses in der einen oder anderen Form Eingang in die endgültigen Legislativberichte der 
Ausschüsse. Konkret ergab die Analyse, dass von den im Bezugszeitraum vorgelegten insgesamt 
452 Änderungsanträgen und Vorschlägen des FEMM-Ausschusses 9 % vollständig in die Schlussberichte der 
Ausschüsse aufgenommen wurden, während 15 % zum Teil übernommen wurden.  

Dabei wurden sowohl das Mitentscheidungs- als auch das Zustimmungsverfahren berücksichtigt. Die 
Ergebnisse wurden sodann ins Verhältnis gesetzt zur Anzahl der von den jeweiligen Ausschüssen 
angenommenen Berichte. Der EMPL-Ausschuss (ein Bericht) hat den höchsten Anteil an FEMM-
Änderungsanträgen übernommen (40 %), wobei fünf von insgesamt 60 Änderungsanträge vollständig in den 
Schlussbericht aufgenommen wurden (8 %), und 19 der insgesamt 60 Änderungsanträge (32 %) wurden zum 
Teil übernommen. Danach folgt der LIBE-Ausschuss mit einem Anteil von insgesamt 31 %, wobei sich dieser 
Prozentsatz auf die Summe der Änderungsanträge und Vorschläge bezieht, die in drei verschiedenen Berichten 
übernommen worden sind. Der IMCO-Ausschuss übernahm 26 % und der ENVI-Ausschuss 22 % der insgesamt 
in ihren Berichten (jeweils ein Bericht) enthaltenen Änderungsanträge. Im Rahmen ihrer gemeinsamen 
Ausschussverfahren übernahmen die-Ausschüsse BUDG und ECON lediglich 24 % der FEMM-
Änderungsanträge. Dies bestätigt die Schwierigkeiten, das Thema Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen 
der Wirtschaftspolitik zu problematisieren.  

Die weitere Analyse zeigt hingegen, dass das EP in den meisten Fällen (70 %) alle von den jeweiligen 
Ausschüssen eingebrachten Änderungsanträge und Vorschläge des FEMM-Ausschusses in seine 
Schlussberichte aufgenommen hat. Dessen ungeachtet besteht auch hier noch Luft nach oben, um diesen 
Anteil noch zu steigern. 
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